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AUFSATZ
Rech nu ngsleg u ng/Ha ndelsb i la nzrecht

Anhang und Lagebericht nach dem RegE zum
Bilanzrichtliníe-Umsetzungsgesetz
Prof. Dr. Christian Fink, Wiesbaden / Prof. Dr. Carsten

Theile, Bochum
Mit dem BiIRUG sollen nach dem Willen des Gesetzgebers vor
allem kleine Unternehmen von Angabepflichten im Anhang
entlastet werden. Diesen Entlastungen stehen aber für mittel-
große und große Unternehmen zusätzliche Angabeerforder-
nisse entgegen, die zT. deutlich über die Anforderungen der
EU-Bilanzrichtline hinausgehen. ln dem Beitrag werden die
wesentlichen Änderungen in Bezug auf die geänderten oder
neuen Angabepfl ichten dargestellt und diskutiert.

D80693355

STEU ERRECHT

AUFSÄTZE
Bilanzsteuerrecht

Leerkosteneliminierung anstelle einer Teilwert-
bewertung
Dipl.-Fw. Roland Köhler, Brakel
Die Notwendigkeit, entsprechend dem Angemessenheitsprin-

zip Leerkosten ab einem bestimmten Umfang zu eliminieren,
besteht im Handels- und Steuerrecht. Der Beitrag stellt das

sich hieraus ergebende Gestaltungspotenzial gegenùber einer

Teilwertabschreibung beispielhaft dar.

D80693707

Loh nsteuer/lnternationales Steuerrecht

Steuerliche Behandlung des Arbeitslohns nach den
DBA

5tB Matthias Schmitt, München/Stuttgart /
RA/StB Thomas Meyen, Frankfutt/M.
Der Beitrag stellt ausgewählte Änderungen durch das BMF-

Schreiben vom 12.11.2014 im Bereich der Abkommensbe-
rechtigung, der Ansässigkeit, der Anwendung der 183-Tage-

Klausel sowie der Besteuerung im Tätigkeits- und Ansässig-

keitsstaat dar.

D80692998

KURZ KOMMENTIERT
Körperschaftsteuer/ U mwa n d I u ngssteuerrecht

Kabinettsentwurf: Gesetz zur Umsetzung der Proto-
kollerklärung zum ZKAnpG

RA Georg Geberth / RA/5tB Dr. Martin Bartelt, beide

München

D80693832

Erbschaft-/Schenku ngsteuer

iontrollmineilungln für die Steuerakten des

Erblassers und des Erwerbers

FinMin. NRW, gleichlautende Erlasse vom l2'03'2015

www.der-betrieb.de

s.776D806938s4

Abgabenordnung
BMi-Schreiben, die bis zum 20.03.2015 ergangen sind

BMF, Schreiben vom 23.03.2015

D80693848

ENTSCHEIDUNGEN
Körperschaftsteu er

Überdotierung einer Gruppenunterstützungskasse:
Kassenbezogene Beurteilung
BFH, Urteil vom 26'11.2014 - I R 37113

D80693500

Körp erschaftsteu erlGewerbesteuer

Volle,,Schachtelprivilegierung" im gewerbesteuer-
rechtlichen Organkreis infolge sog. Bruttomethode
BFH, Urteil vom 17.12.2014 - I R 39/14

D80693427

Einkommensteuer

Privates Veräußerungsgeschäft: Umtausch von
Wandelschuldverschreibungen in Aktien

BFH, Urteilvom 01.10'2014 - lX R 55/13

080690763

G ru n derwerbsteuer

Anteilsvereinigung bei Erwerb eines eigenen Anteils
durch eine GmbH

BFH, Urteil vom 20.01.2015 - ll R 8i13

080693536

Umsatzsteuer

Anwendung eines stark ermäßigten USt-Satzes von

3olo in Luxemburg für die,,Lieferung" von digitalen
Büchern und elektronischen Büchern ist unions-
rechtswidrig
EuGH, Urteil vom 05.03"2015 - Rs. C-502/13

D8069371 0

s.776

s.753
s.777

s.780

s.783

s.763

s.784
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Kapitalertragsteuer/lnternationales Steuerrecht

Anrechnung spanischer Quellensteuer auf die

deutsche Abgeltungsteuer nach 5 43a Abs' 3 EStG

ab dem Jahr 2015

BMI Schreiben vom 18.03'2015

D80693796
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AUFSATZ
Aktienrecht
Verkleinerung des Vorstands durch Abberufung aus

wichtigem Grund?

Prof .D¡. Mathias Habersack, München

. Die Abberufung eines Vorstandsmitglieds einer Aktienge-
sellschaft ist gem. 5 84 Abs. 3 AktG nur aus wichtigem Grund

zulässig. Mit Urteil vom 17.02.2015 hat das OLG Frankfurt/M.
entschieden, dass eine vom Aufsichtsrat beschlossene Ver-

kleinerung des Vorstands im Zuge eines unternehmenswei-
ten Personalabbaus einen solchen wichtigen Grund nicht
darstellt. Der Aufsatz untersucht die Argumentation des OLG

und geht der Frage nach, inwieweit unternehmens- oder be-

triebsbed¡ngte Umstände die vorzeitige Abberufung eines

Vorstandsmitglieds rechtfertigen können.

D80693432

ENTSCHEIDUNGEN
lnsolvenzrecht

Vorsatzanfechtung: Zur Vermutung des

Gläubigerbenachteiligungsvorsatzes bei
bargeschäftsähnlichem Leistungsaustausch

BGH, Urteil vom 12.02.2015 - IXZR 180/12

D80693353

lnsolvenzrecht

Kein Anspruch des lnsolvenzverwalters auf un-
entgeltliche Nutzung von Betriebsanlagen, die der
Gesellschafter se¡ner Gesellschaft vermietet hat
BGH, Urteil vom 29.01.2015 -IXZR279l13
D80693330
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ARBEITSRECHT

AUFSATZ
Arbeitsvertragsrecht

Arbeitsrechtliche Aspekte des

RAin/FAinArbR Katrin Scheicht/ RAin Dr.

beide München
Gesetzlich nicht ausdrücklich geregelt, doch mit zunehmen-
der Relevanz auch in inländischen Unternehmen praktiziert.
Beim Whistleblowing stehen sich regelmäßig die widerstreÈ
tenden lnteressen des Arbeitgebers an Geheimhaltung bzw.
interner Klärung und das Aufklärungsinteresse des Hinweis-
gebers gegenüber. Der Beitrag zeigt, wie die aktuelle Recht-

sprechung diesen Konflikt im Einzelfall auflöst und stellt Mög-
lichkeiten zur Gestaltung von Whistleblowing-Systemen dar.

D80691061

KURZ KOMMENT¡ERT
Kündigungsrecht

Umfassende Kündigungsbefugnis für Personalleiter
RA/FAArbR Dr. Oliver Simon / RA Dr. Michael Rein, beide

Stuttgart
D80693331 s.807

s.803

s.787

5.791
ENTSCHEIDUNGEN

Koalitionsrecht

Frage nach Gewerkschaftszugehörigkeit von Arbeit-
nehmern während Tarifverhandlungen unzulässig

BAG, Urteil vom 18.11.201 4 - 1 AZR257|13

o80692286

Kündigungsrecht

Gleichrangigkeít der Kriterien für die soziale
Auswahl
BAG, Urteil vom 29.01.2015 -2 AZR164114

D80693236

s.808

s.796

s.812

DER BETRIEB Nr. 14 02.04.201s M3



lnhaltsverzeichnis

BETRIEBSWIRTSCHAFT

Ru¡sÄrz¡
Rech n u ngsleg u ng/H ande lsb i lanzrecht

Die bilanzielle Behandlung von Ersatzteilen im
handelsrechtlichen Jahresabschluss

Dr. Benjamín Roos, Nürnberg
Der bilanziellen Behandlung von Ersatzteilen für Technische

Anlagen und Maschinen sowie Anderen Anlagen und Be-

triebs- und Geschäftsausstattung kommt in der Praxis eine

hohe Bedeutung zu. ln dem Beitrag wird erläutert, wie Ersatz-

und Reserveteile im HGB-Abschluss abzubilden sind. Einen

Schwerpunkt der Ausführungen bildet die Frage der Zuord-

nung der Ersatzteile zum Anlage- oder Umlaufvermögen mit

den hieraus entstehenden Konsequenzen'

D80693354

Handelsbilanzrecht

Befreiung eines Tochterunternehmens von der
Pflicht zur Offenlegung des Jahresabschlusses nach

dem RegE zum BiIRUG

RA/FAStR Dr. Christoph Bode, Frankfurt/M.
Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurffür ein Bi-

lanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz (BilRUG) sieht Änderungen

bei den Voraussetzungen für die Befreiung von Tochterunter-

nehmen von der Pflicht zur Offenlegung des Jahresabschlus-

ses vor. Der Beitrag befasst sich mit den materiellen Anderun-
gen des Gesetzesvorhabens. Einen Schwerpunkt bildet hierbei

die Einstandspflicht des Mutterunternehmens zur Befreiung

von Tochter-KapGes., die für die Praxis eine erhebliche Um-

stellung bedeuten wird.

D8069t066

STEUERRECHT

AUFSÄTZE
Körperschaftste uer/Abga ben o rdn un g

Steuerliche Gemeinnützigkeit und politische
Betätigung
Prof. Dr. Rainer Hüttemann, Bonn
Politische Zwecke gehören nicht zu den steuerbegünstigten
Zwecken i.S.d. SS 52 ff. AO. Dies schließt ein politisches Enga-

gement nicht aus, solange dieses der Erfüllung der eigenen

satzungsmäßigen steuerbegünst¡gten Zwecke der Körper-

schaft dient. Der Beitrag zeigt Möglichkeiten und Grenzen

einer politischen Betätigung gemeinnütziger Körperschaften

auf.

D80694206

www.der-betrieb.de

KURZ KOMMENTIERT
Gewerbesteuer/Körperschaftsteuer

Schachteldividende an Organgesellschaft voll-
ständig gewerbesteuerfrei
Egid Baumgartner / Anke Heinz, beide München

D80693795

VERWATTU NGSANWEISU N GEN

Gewerbesteuer

Rückwirkende Hinzurechnung von Dividenden aus

Auslandsbeteiligungen: Folgen aus dem BFH-Urteil

vom 06.03.2013 - I R'14107

FinMin. Baden-Württemberg, gleichlautende Erlasse

vom 30.03.2015

D80694433 s.834

s.834

s.813

Kôrperschaftsteuer

BFH zur Steuerfreiheit von Gruppenunterstützungs-
kassen

Prof. Dr. Reinhold Höfer, Luzern
Der Finanzverwaltung wurde in der Vergangenheit immer
wieder die Frage vorgelegt, ob es bei der Steuerfreiheit der

Gruppenunterstützungskasse auf die,,segmentierende" oder

die,,kassenorient¡erte" Betrachtung ankomme. Die Antworten
fielen unterschiedlich aus. Der BFH hat nun entschieden, dass

für die Körperschaftsteuerfreiheit der Kasse nicht die den ein-

zelnen Trägerunternehmen zuzuordnenden Vermögen einer

Gruppenunterstützungskasse maßgeblich sind (segmentie-

rende Betrachtung), sondern dass es auf das Gesamtvermö-
gen der Kasse ankommt (kassenorient¡erte Betrachtung). Der

Beitrag zeigt die Konsequenzen der Entscheidung auf'

PrgjrJ?gj *" ,".. -- :'8:1

Umsatzsteuer

Entstehung der Steuer bei Ausstellung einer
Rechnung mit unrichtigem Steuerauswe¡s

BMF, Schteiben vom 02.04.2015

D80694408

Abgabenordnung

örtliche Zuständigkeit im Zusammenhang mit der
gesonderten Gewinnfeststellung nach 5 180 Abs. 1

Nr.2b AO

Bayerísches Landesamt für Steuern, Verfügung vom

25.03.20't5

D80694432

ENTSCHEIDUNGEN
Einkommensteuer

vGA bei mittelbarer Anteilseignerstellung
BFH, Urteil vom 21.10.2014 - Vlll R 22lr1

DBO69449V

Ein ko mmensteu erlAbga ben ordn u ng

Gesonderte und einheitliche Feststellung der
Hinzurechnungsbeträge nach 5 15a Abs.3 EStG

BFH, Urteil vom 20.11.2014 - lV R 47111

D80694501

U msatzsteuer

lnnergemeinschaftliche Lieferung im Reihen-
geschäft bei Beauftragung und Bezahlung des

Transports durch den letzten Abnehmer

BFH, Urteil vom 25.02.2015 - Xl R 30/1 3

D80694498

U msatzste uer/Fin a nzg erichtso rd n u n g

Umsätze einer lnternet-APotheke
BFH, Besehluss vom 24.02.201 5 - V B 147 114

D80694394
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WIRTSCHAFTSRECHT

AUISATZ
Corporate Governance

EU-Empfehlung für das Corporate Governance

Reporting: Zehn Thesen zur Kodexpublizität

Prof ,D¡, Axelv. Werder, Berlin

Aussagekräftige lnformationen über die Le¡tung und Über-

wachung eines Unternehmens stärken das Vertrauen der
Stakeholder in die Qualität und lntegrität der Unterneh-
mensführung. Transparenz kann einem Unternehmen zu

Reputationsvorteilen und größerer Legitimität in den Augen
der Anleger verhelfen. Vor dem Hintergrund europaweit un-
terschiedlicher Rechtstraditionen und Regelungsansätze hat

die EU-Kommission eine Empfehlung zur Qualität der Bericht-
erstattung über die Unternehmensführung veröffentlicht,
die einen Gesamtrahmen für eine effektive Corporate-Gover-

nance-Berichterstattung abstecken soll. Der Aufsatz analysiert
die Anregungen der Kommission und formuliert Leitlin¡en des

Kodexreportings.

D80693s98

KURZ KOMMENTIERT
lnsolvenzrecht

Vorsatzanfechtung bei bargeschäftsähnlichem
Leistungsaustausch
RA Dr" Daniel Kunz, LL.M., Düsseldorf

D80693855

ENTSCHEIDUNGEN
Kapitala n lage

Anforderungen an die Beratungspflichten einer
Bank bei speku lativen Swap-Geschäften
BGll, Urteil vom 20.01.2015 - XI ZR 316/13

t80693264

Rechtsanwa ltsrecht
Zur Haftung eines Rechtsanwalts wegen Unterstüt-
zung eines objektiv unzulässigen Vertriebssystems
in herausgehobener Funktion
BGH, Urteil vom 10.02.2015 - Vl ZR 569/13
D80693837

Aktien recht/Verfa h rensrecht
Erledigung eines Statusverfahrens mit der Ver-
schmelzung der betroffenen Gesellschaft
BGH, Beschluss vom 27.01.2015 -llZBil14
D80693838

ln

ARBEITSRECHT

AUFSATZ
Entgeltrec ht
Mindestlohn und Sittenwidrigkeit
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gesetzlichen Mindestlohns kommt es jedoch zu Spannungen
zwischen 5ittenwidrigkeitsrechtsprechung und Mindestlohn,
welche aufzulösen sind. lnsbesondere, wenn der Lohn den ge-
setzlichen Mindestlohn zwar überschreitet, jedoch unterhalb
der Sittenwidrigkeitsgrenze oder unterhalb beider Grenzen
liegt, stellt sich die Frage nach der Rechtsfolge: tarifübliche
Vergütung oder gesetzlicher Mindestlohn? Der Beitrag geht
diesem anhand verschiedenen Konstellationen nach und
kommt dabei zu klaren Ergebnissen.

D80691 126

KURZ KOMMENTIERT
Koalitionsrecht

Kein Fragerecht des Arbeitgebers hinsichtlích
Gewerkschaftszugehörigkeit während laufender
Tarifvertragsverhandlun gen
RA Dr, Christian Arnold, LL.M., Stuttgart
0806935 t 7

ENTSCHEIDUNGEN
Arb e itsvertra gsrecht

Darlegungs- und Beweislast des Arbeitnehmers für
eine bessere Zeugnisbeurteilung
BAG, Urteil vom 18.11"201 4 - 9 AZR584113

D80693323

Arbeitnehmerûberlassu n g

Kein anlassunabhängiges Zutrittsrecht des Be-
tríebsrats des Verleihers zum Entleiherbetrieb
AG, Beschluss vom 15.10.201 4 - 7 ABR74|12

D80693568

U rlau bsrecht

Darlegungs- und Beweislast für Urlaubsgewährung
bei Arbeitgeberwechsel im Kalenderjahr
BAG, Urteil vom 16.12.2014 -9 AZR295l'13

D80693629

Betriebsverfassungsrecht/Gleichbehand I un g

Zusätzliche Leistungen zu einem Sozialplan
aufgrund freiwilliger Betriebsvereinbarung
BAG, Urteil vom 09.12.2014 - I AZR 146/13

080693069

Europarecht

Anwendbarkeit drittstaatlicher Ein griffsnormen auf
Arbeitsverhältn¡sse mit Erfüllungsort in Deutschland
BAG, Beschlussvom25.O2,2015 - 5 AZR 962113 (A)

D80693567

5.863
s,847

s" 854 s.867

s.856 5.868

s,870
s.860

s.871
5.861

s.871

s.872

:r

'1"

;r
:tt

DER BEIRIEB Nr. 15 10.04.201s M3



Robert Obermaier/

Meier/Franziska Himml

75.Jahrgang2O15 Heft 2
Seiten 65-'141

>>Trust the Numbers!?<

Zum Verhältnis von lnformationsaufbereitung und

Entscheidungsgüte bei komplexen multikriteriellen

EntscheidungsProblemen

Zur Genese von Vertrauen von Manager/innen gegenüber

Controller/innen.
Ein Vergleich zwischen Frauen und Männern

N¡tzl/Bernhard Hirsch/
UIrike Marx

67

129

97

Steffen Blaschke Zur Kollaboration in der Wissenschaftlichen Kommission

Organisation.
Lehret Schüler und Schulen der vergangenen 35 Jahre

tãt

, irt-

tion,
lna

ness,

te

ft

7s 1201s\ 2 65



IWW
rnE@t
INFORMATIONSDIENSTE

Gesetzgebung

Gesetzentwurf zur Anhebung des Grundfreibetrags
und zur Förderung von Kindern ,,in der Wett" .......-...

Steuerermä ßigung

Steuerermäßigende Handwerkerleistungen:
BFH erweitert den Anwendungsbereich erhebtich .. ... .

Gesetzgebung

Bundeskablnett besch[ießt Jahressteuergesetz 201 6 ..... ..

Viertes 0uartat 2014

FG-Rechtsprechung kompakt:
Die ,,Top 10" f ur die Gestattungsberatung ... ..

Steuererktärungen 2014

AbschLusse und Steuererklärungen 2014 _ Teil 2:
Hightights beider privaten ESt-Erktärunq .. ..... ...

Grundstücksübertragungen

Steueroptrma[e Ubertragung abgeschriebener lmmobiilen
a[s GestattungsmitteI nutzen ..

Personengesettschaften

Erhöhen fremdübLiche GeseLtschafterdarlehen
das Kapitalkonto des Kommanditisten?

D3-zq1

O

041 201 s

a
117

119

122

129

13t,

1lr5

GStB GestaLtende

Steuerptanung . Steueroptimierung . GestaltungsmooÈ1r.,,

lhr Pl.us im Netz: gstb.iww.de I _ ^^ñgntine I Mobite I soc¡"i M;;l; I S 117 -156

Praxiswissen auf den punkt gebracht



ñ 212ø15

Schwerpunl<t Zul<unft der Arbeit

84

89

96

Potenzial als Rohstoff der Zukunft
Fuhrungskräfte neu erkennen und richtig entwickeln

Tilman Gerhardt/Jens Riedel/Karena Strella

Heute genûgt es nicht mehr, sich die Leistungen der

Führungskräfte in derVergangenheit und ihre aktuet-

[en Kompetenzen anzusehen. Die Unternehmen soll-

ten das Potenziat ihrer Fijhrungsriege kennen und es

gezielt entwickeln. Nur so können sie Führungsnach-

wuchs auswählen, der mit Unsicherheit und unbe-

kannten Herausforderungen umgehen kan n.

Wandel zur lnterkulturalität
Ansätze für strategisches und operatives Drversity

Management in Großunternehmen

Kirsten Meyer/Dana Bergmann/Michael Dick

Angesichts zunehmender lnternationatisierung der

Märkte weisen auch die Mitarbeiter von Unterneh-

men eine immer größere kulture[[e Vietfatt auf. Die-

se Entwicl<tung erfordert auch ein Umdenken in der

Personatstrategie, wen n man ta n gfristig erfolgreich

bleiben witt.

Bewertungsmodell für Managementstile

Vergleichende Messung der Wahrnehmung von Mana-

gementstilen durch Mitarbeiter und Führungskräfte

Christian Räckers/Edzard Weber/

Norbert Gronau

Das angestrebte Managementkonzept in einem Un-

ternehmen ist setten deckungsgleich mit der Wahr-

nehmung des Managementstils durch Mitarbeiter

und Führungslcräfte. Aber wie erl<ennt man' wo

Handtungsbedarl ist? Der Beitrag stetlt einen An-

satz für ein Bewertungsmodellvor.

Kaleidoskop zur Zukunft der Arbeit
Neun Fragen an fünfJugendliche

Realisation: Gerd Nanz

Die zfo sprach mit fünf Jugendlichen aus Österreich

über ihre Erwartungen an ihren ersten Job und ihr

zu kü n fti ges Arbeits u mfeld. Ei n i ge d e r J u gen d Iich en

haben sich für ein Studium entschieden, andere

haben eine Ausbitdung angefangen. Sie sagen, wie

ihr Traumjob aussieht und wie sich die Arbeitswett

ihrer Meinung nach in Zukunft entwickeln wird.

lnterview

Wie verändert sich die Arbeitswelt

im Maschinenbau?
Die zfo sprach mit Dr. Nicola Leibinger-Kammüller,

Geschäftsführerin und Miteigentümerin des Ma-

schinenbauers TRUMPF, über die Veränderungen

der Arbeitswelt im Maschinenbau und wie sie die

Zukunft dieser Arbeitswelt in den nächsten zehn

Jahren beurteilt.

104
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Führung & Leadership

Die Motivationskraft materieller Anreizsysteme
Was Fúhrungskräfte wirklich wollen

Sebastian Hohmann
ln der Öffenttichkeit sind hohe Bonuszahlungen in

Verruf geraten. Trotzdem halten Unternehmen Bo-

nus-Zahlungen an ihre Führungskräfte immer noch
für ein probates Mittet zur Motivation. Die Wissen-
schaft untersucht Motivationsfal<toren wertungs-
neutral- und l<ommtzu ganz anderen Ergebnissen.

I nnovationsprozesse öffnen
Die Neuausrichtung der produktentwicklung

als wichtige Managementaufqabe
Ulrich Lichtenthaler
Die Öffnung der lnnovationsprozesse in einem Un-
ternehmen stellt selbst eine lnnovation dar und
sollte entsprechend gut vorbereitet und systema_
tisch angegangen werden. Der Beitrag steltt die
wichtigsten I m plementieru n gssch ritte bei I n nova_
tionsprozessen vor.

Projel(t- & Prozess-

management
Agiles Prozessmanagement
Wissensintensive Prozesse schlank und nutzenorientiert

manaqen

Claudia Reuter
Wissensintensive Prozesse sind häufig sehr l<om-

plex und auch flexibel, sodass eine Prozessdoku-

mentation schnetl an ihre Grenzen stößt. Daher bie-

tet sich ein agites Vorgehen an, das sich kleine Ar-

beitspakete vornimmt und immer wieder den ge-

samten Prozessmanagementzyklus d urch [ä uft und

somit fri.ih Ergebnisse tiefert. Agiles Prozessma-

nagement setzt auf setbst organisiertes Arbeiten in

Teams.

lnnovationsschutz in KMUs
Ein pragmatischer Ansatz für das Management

qewerbl icher Sch utzrechte

Alfred Angerer/Manuela Kursar /
Matthias Ehrat
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Solidarisch stattzersplitted l2
\Øichtigste Voraussetzung, um die Interessen der Mitglieder wirk-
sam vertreten zu können: viele Mitglieder.

lmmer herausgefordert 14

Yor 70 Jahren wurde der ÖGB gegrtindet. Das brachte den

Arbeitnehmerlnnen viel, auch wenn nicht alles gelang.
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Schwierig war die fubeit von Betriebsrätlnnen immer, ein StreiÊ

zug durch die Betriebsratstätigkeit einst und heute.

Rückkehrausdem Exil 18

Von StefantVirla¡dnq einem der renommiertesten und einfluss-

reichsten'!7'irtschaftsexperten der Zweiten Republik.

Kern des wiÉschaftlichen Erfolgs 20
Österreichs kollektirvertragliche Lohnpolitik sichert \Øirtschafts-

standort und Lebensqualität.

lm Gehen lernen ... 22
Stadtspaziergänge eröffnen Pfade abseits von Herrschaftskultur.
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(Sprach-)Banieren abbauen 26
Migrantlnnen haben es am A¡beitsmarkt schwer. Der ÖGB
unterstützt mit verschiedensten Angeboten.

Ilas Gscher um die [ehr' 28
In T0Jahren erkämpfte die Gewerkschaftsjugendviele Rechte, man-

che Gemeinheit kommt in abgewandelter Form immer wieder.

Mit kleinen Schritten 30
Seit dem .rsten ÖGB-Frauen-Kongress 1951 hat sich einiges

verändert, einige Ungerechtigkeiten halten sich jedoch zäh.

Säuberung eines Berufsstandes 32
Nach I 945 standen auch Gewerkschaften vor der Herausforderung,

wie sie mit ehemaligen Nationalsozialistlnnen umgehen sollten.

EGB - quo vadis? 34
Der Europäische Gewerkschaftsbund muss dringend seine zu-

künftige politische Rolle finden.
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0GB kämpftfiirAK 36
Erst eine Rücktrittsdrohung von Johann Böhm setzte dem

\Øiderstand gegen die \Øiedereinrichtung der AK ein Ende.

Spannende Allianzen 38
über den'!?'andel im Umgang des ÖGB mit Protestformen und
Gruppen, die sich gegen die etablierte Politik wenden.
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Standpunkt lm Ednnern nach Yorne

Veranstaltung: l{unst auf der Straße gegen ÏTlP

Aus AK und Gewerkschaften

llistorie: Recht der trau aú Arbeit

lahlen, Daten, takten

l{eues aus der S0ill(: Dreifach hält besser

trisch gebloggt

l{icht zuletzt - von Sascha Ernszt

Man kann nicht alles wissen

Erklärungen aller grün markierten'Tl'orte.

blog.arbeit-wirtschaft.at
twitter.com/AundW
www.f acebook.com/arbeit.wirtschaft
www.arbeit-wirtschaft.aUkiosk
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Ilie Crowd organisieren

Christiane Benner von der IG Metall: \Øie Crowdwork die

Arbeitswelt und gewerkschaftliche Arbeit radikal verändert.

40
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lnteniew:

lnterview mit 0GB-Präsident Erich toglar I
Über die zentrale Rolle von Betriebsrätlnnen, Frauenfürderung
und die von \Øirtschaftseliten dominierte EU.

www.arbeit-wirtschaft.at
Alle Beiträge finden Sie auch auf unserer Homepage sowie die eine oder andere

Ergänzung zu einzelnen Themenschwerpunkten, d ie wir aus Platzgründen in der

Zeitschrift nicht mehr berücksichtigen konnten.

Dieser Code kann mit einem internetfähigen Kamera-
Handy abfotograf iert werden. Ein,,Reade/' entschlüsselt
den Code und führt Sie auf die gewünschte Website.

Die Reader-Software erhalten Sie zum Beispiel hier:
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Die Prekarisierung der fubeit: Darin sieht
Präsident Erich Foglar ,,eine der größten
He¡ausforderungen" für den ÖCn. Zo-¡atr-
re sozialer Frieden: Das ist fiir ihn einer der
größten Erfolge. Zukunft, Gegenwart, Ver-
gangenheit: Dieses \Øechselspiel ist das

Motto unserer Jubiläumsnummer. \Øir le-
gen die besondere Struktur des ÖGB dar
(S. 1 2), lassen Betriebs¡ätlnnen von gestern
und heute zu 'Vort kommen (S. 1 6), ziehen
eine positive Bilanz der Lohnpolitik (S. 20),
analysieren Herausforde¡ungen auf EU-
Ebene (S. 34), präsentieren die ÖGB-
Angebote für Migrantlnnen (S. 26) und
berichten über das neue Verhältnis der

Gewerlachaften zu sozialen Bewegungen

(S. 38). Im Interview spricht Christiane

Benner von der IG Metall über die Orga-

nisation der,,Crowd" (S, 40).

\Øir freuen uns ganz besonders, dass

wir Ihnen einen Blick in die Erinnerungen

des Rückkehrers Stefan 
'!?irlandner 

ge-

währen können.(S. 18). Auch der unbe-

quemen Frage, wie die Gewerkschaften

mit ehemaligen Nationalsozialistlnnen
umgegangen sind, sind wir nicht aus dem
'S?'eg 

gegangen (S. 32). Blicken Sie mit
uns zu¡ück auf die Geschichte uon ÖGB
(S. l4), ÖGB-Fr"nen (S. 28) und Gewerk-

schaftsjugend (S. 30), verfolgen Sie die

Bemühungen des ÖGB, die AKwieder zu

begründen (S. 36), und spazieren Sie mit
uns zu den ,,Grúndungs-Orten" (5.22).

Die Kolumne ,,Nicht zuletzt" stammt
aus der Feder von Sascha Ernszt. Unter

,,Frisch gebloggt" lesen Sie Interessantes

aus unserêm Blog blog.arbeit-wirtschatt.at.

Online finden Sie uns wie gewohnt unter

wwur.arbeit-w¡rtschaft.at sowie auf vvww.

f acebook.com/arbeit.wirtschaft und twitter.

com/Aundw. 'S7ir freuen uns stets über

IGitik und A¡regungen (aw@oegb.at) und

wünschen viel Vergnügen bei der Lektü¡e.

Für døs Redaþtionsþomitee

Sonja Fercher

Zukunft und llergangenheit im Wechselspiel Redaktion intern
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Títe{therna

Gesundheit

Pflegepersona[ - Versorgu n gsq ualität:
Wohin fü hrt die Krankenhausreform?

Unsuln Eruerl¡ru-Krr¡n/Juolru Kenscxe¡utt En

Mindestlohn, Rente mit/ab 63 und Mütterrente:
Was bríngen die aktuellen Reformen den Frauen?

Wirl<ungen auf die Existenz- und Alterssicherung von Frauen

I nso lvenzgefah r,

Operationen,

Investitio nsstau,

mange[,

Liste der Probteme, mit

Kranl<enhäuser in Deutsch-

land konfrontiert sind, ist

lang. Tur Lösu ng ist (wieder

einma[) eine Krankenhausre-

form geptant. Dazu hat eine

Bu nd- Lände r-Arbeitsgru ppe

Eckpunkte vorgelegt. Diese

sotten jetzt in Gesetzesform

gebracht werden. Wird die

anstehende Reform die Prob-

leme - insbesondere bei der

Pflege und Patientenversor-

gung- lösen? Was muss getan

werden, um eine gute Pflege

und ausreichende Versorgung

in den Klinil<en zu gewähr-

leiste n?

Mit der Einführung des ge-

setzlichen Mindesttohns ab

Anlang dieses.lahres und des

Rentenpal(ets am r. Juli zor4 ist

der Großen Koalition scheinbar

ein spürbarer Schritt zu einer

verbesserten Existenz- und

Alterssicheru ng von Frauen

gelungen. Wie aber wirken sich

diese Relormen wirklich auf die

Geschtechter aus? Was bedeu-

ten z. B. die Ausnahmen vom

Mindestlohn für Frauen?
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Rechtsprech un gsdienst Soziale Sich

-

sofort gekürzt, auch wenn der Begünstigte

noch l<einen Rentenanspruch hat.

Abschaffung ist m¡t Grundgesetz

vereinbar

Das hat das BVerfG als verfassungskon-

form gebittigt. Eine aus drei Richtern be-

stehende Kammer des Ersten Senats des

BVerfG sieht in der Abschaffung des Rent-

nervorteils keinen Verstoß gegen den Ei-

gentumsschutz von Renten (Art. r4 Abs. r
GG). Der Ausgteich von Rentenanwart-

schaften und Renten durch den Versor-

gungsausgteich selbst ist mit dem GG ver-

einbar, wie das BVerfG schon mehrfach

entschieden hat. Dem System tiegt die so-

lortige und endgültige Trennung der An-

wartschaften und Leistungen zu Grunde:

mit Rechtskraft des Versorgungsaus-
gleichs sind die Ansprüche und Leistungen

so genau und votlständig getrennt wie die

Eheleute setbst. Welche Leistungen aus

den )zugesplitteten<< Anwartschaften
wann zu erbringen sind, ist grundsätzlich

unerheblich. Dieses Konzept darf der Ge-

setzgeber konsequent umsetzen und muss
keine Ausnahme für den Fa[[ vorsehen,
dass der eine Partner schon Rente be-

kommt, während der andere Partner von

den zu seinen Gunsten neu begründeten
Anwartschaften noch r'nichts hat<, weil er
noch l<eine Rente beziehen l<ann. Diese

Konsequenz trägt der Eigenständigkeit der
Versorgungsanwartschaften nach Durch-

führung des Versorgungsausgteichs Rech-

nung.

2075

lnhalt

BVerfG, Beschluss vom 1 1. 1.2. 201.4 - 1. BvR 1485 I 72

Die bis zoog güttige Praxis, die Versorgungsbezüge einer ausgleichspflichtigen
Person erst dann zu kiirzen, wenn auch bei der ausgleichsberechtigten Person

die Rente tatsächtich beginnt, war zwar verfassungsrechtlich vertretbar, ist aber

nicht geboten.

M¡t Rechtsl(raft des Versorgungsaus-
gteichs nach einer Ehescheidung werden

die Anwartschaften aufAttersrente und an-

dere Versorgungsbezûge zwischen den

Eheleuten geteitt. Diese Teilung erfotgt
vereinfacht so, dass zu Gunsten des aus-

gteichsberechtigten Ehegatien Anwart-

schaften bei dem Versicherungsträger des

verpftichteten Ehegatten begründet wer-
den. Die Übertragung erlotgt sofort, vott-

ständig und endgültig. Von diesem Grund-

satz galt bis Aprit zoog eine Ausnahme für
den Fall, dass der Ausgleichspflichtige
schon Rente oder Versorgungsbezüge er-

hielt, als der Versorgungsausgleich durch-
zuFühren war.

Gesetzgeber hat >Rentnervorteil<
abgeschafft
ln diesen Fä[[en wurde die Rente erst ge-

kürzt, wenn auch der durch den Versor-

gungsausgteich begünstigte Ehegatte An-

spruch auf Rente oder Versorgungsbezüge

hatte. Damit woltte der Gesetzgeber Rent-

ner begünstigen, deren ohnehin nicht sehr

üppige Leistungen erst dann gemindert

werden sottten, wenn aus den erworbenen

Entgeltpunkten tatsächlich fûr den ande-

ren Ehegatten Leistungen erbracht werden

mussten. Diesen so genannten )|Rentner-

vorteiln hat der Gesetzgeber zum or.o9.
zoog sowohI im Rentenversicherungsrecht
(5 ror Abs. : 5GB Vl) wie im Beamten- und

Soldatenversorgungsrecht beseitigt. Nun-

mehr werden [aufende Renten nach

Rechtskraft des Versorgungsausgteichs

SoSì plus 3/2015
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ÐEditorial .....,.
Von Karl-Heinz Danzl

tseiträge
å Dashboard-Cam - zulässig zur Beweissicherung bei Verkehrsunfällen?
Argumente für eine datenschutzrechtliche Zulässigkeit von Crash-Cams
Negative Erfahrungen bei der Beweisführung in Prozessen iZm Verkehrsunfållen lassen die ZahI anKfz-Be-

sitzern steigen, die Vorkehrungen für die Beweissicherung für derartige Prozesse treffen. Dazu eignen sich

sog Dashboard-Cams, also Kameras, die hinter der Windschutzscheibe eines Kfz angebracht sind und einen

Verkehrsunfall aus der Sicht des Lenkers aufzeichnen können. Diese ermöglichen eine Rekonstruktion des

Unfallhergangs ftir das spätere Gerichtsverfahren und die Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen oder

deren Abwehr.
Die Aufzeichnung des Verkehrsunfalls kann jedoch auch zur Erfassung von am Verkehrsunfall unbeteilig-

ten Personen auf dem dabei gewonnenen Bildmaterial führen. Eine Aufzeichnung von Personen ohne An-
lass ist aber nt vermeiden.
Von Rainer Knyrim und Gerøld Trieb

å Fahrerassistenzsysteme, Unfalldatenspeicher & eCall
Datenfluss im Straßenverkehr im Spannungsfeld zwischen Verkehrssicherheit und
Schutz der Privatsphäre
Die in vielerlei Hinsicht nicht mehr wegzudenkenden technischen Weiterentwicklungen bringen eine um-

fangreiche Datenkommunikation innerhalb des Fahrzeugs (zB ABS - Antiblockiersystem), von Fahrzeug zu

Fahrzeug (zB Bremsassistent) sowie vom Fahrzeug zu Dritten (zB eCall) mit sich. Doch besteht derzeit eine

große Unübersichtlichkeit darüber, welche Daten erhoben, gespeichert und weitergeleitet werden und wer

sie zB für mögliche Haftungs-, Beweis- oder Schuldfragen verwenden darf-

Von Julia Konzett und Claudia Riccabona-Zecha

109

112

117

Ð Neues aus Brüssel und Luxemburg 123
Die Verkehrsminister der EU kamen zuletzt am 3. 12. 2014 zusammen. Zur Verwirklichung des Einheitli-

chen Europäischen Luftraums (SES 2+) verständigte sich der Rat auf eine allgemeine Ausrichtung, die eine

entschärfte Version des VO-Vorschlags der Kommission darstellt. Kein größerer Fortschritt gelang beim

politischen Teil des 4. Eisenbahnpakets; die lettische Präsidentschaft hat angekündigt, dieses ins Zentrum

der Agenda für das kommende Halbjahr zu rücken.
Von Othmar Thann

Checkliste
Ð Neues inr Luftfahrtrecht 2015 124
Wie bereits in den vergangenen fahren soll auch heuer wieder ein Überblick über die seit Erscheinen der

letzlen Checkliste im vergangenen lahr im Bereich des österr und europäischen Luftfahrtrechts eingetrete-

nen Neuerungen gegeben werden; die nunmehr veröffentlichte Checkliste schließt idS wiederum nahtlos an

die im Vorjahr erschienene an.

Von loøchím I. Ianezic

RechtsprechLlng
+ Kein Schmerzengeld fur den bloßen Trennungsschmerz bei Unterbrechung
des Kontakts zum Kind . . . .

59: OGH 27. 11. 2014, 9 Ob 28114d
N[it Anmerkung uon Georg Kathrein

128
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+ Verkehrssicherungspfl ichten fÜr Train ingsstrecke, unvorhersehbares

Sturzgeschehen '

60: OGH 30.10' 2014,8Ob951142

+ Beweislastregeln bei Kollision einer Pistenraupe mit Snowboarder

61: OGH 25-6'2014,9 Ob 30/14Y

Mit Artmerkung ton Christian Huber

J ud i katu rÜ bersicht Verwaltu n g
Ð StVO
62: vwGH 21. 11. 201 4, 2013|OAO1 68

Auch Privatparkplatzkann Straße mit öffentlichem Verkehr sein

63: VwGH 17. 11. 2O1 4, 2012102/0237

Wissen um Unfall in subjektiver Hinsicht, gehörige Aut-merksamkeit ist gefordert

+ FSG
64: VwGH 23. 9' 201 4, 2O1 411 1 /0023
Beizubringende Befunde müssen konkret bezeichnet werden

+ Wr. Parkometergesetz
65: BFG 27. 8. 201 4, RV n 500587 1201 4
Abstellen des Kfz in der Nähe der Wohnung des Ausweisinhabers, Vermutung des Beförderungszwecks

Kuratcri ur"n fü r Venkehrssicherheit
t Moderne Fahrausbildung am Beispiel Motorrad-Spátstarter . . .

Das Aus- und Weiterbildungsmodell ,,Nah dran"
Die Unfallzahlen in Österreich sind tiber die letzten ]ahre hinweg deutlich rückläufìg. Bei genauer Betrach-
tung dieser Zahlen zeigt sich jedoch, dass einzelne Subgruppen starke Zuwächse haben. Dazu gehören im
Besonderen die Motorradfahrer. Innerhalb dieser Gruppe wiederum sind die Motorrad-Spätstarter - Lenker
ab 39 fahren, die ihre Lenkberechtigung seit weniger als sechs fahren besitzen - besonders gefåhrdet. Im
Arlikel wird ein Lösungswegarfgezeigt,wie diesem Risiko bereits in der Ausbildungsphase entgegengewirkt
werden kann.
Von Florian Schneider und Daniela Knowles
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Aufsätze
Lorenz Kähler

Vom bleibenden Wert des Eigentums nach der Verjährung des Herausgabeanspruchs
Nicht nur die Kunstraube im Dritten Reich lassen immer wieder die Frage aktuell werden: lst Eigentum nach Verjährung

des Herausgabeanspruchs wertlos? Keineswegs, wie der Autor herausarbeitet. Vielmehr bleiben dem Eigentümer ver-

schiedene Ersatz-, Bereicherungs- und Unterlassungsansprüche; der Wert des Besitzes ist also nicht zu überschätzen.

MihaiVuia
praxisrelevante Probleme beider Rückabwicklung von Kaufuefträgen über Gebrauchtwagen

Gebrauchtwagen und ihre Mängel sind ein steter Streitquell und beschäftigen Anwälte wie Justiz in vielen Spielarten.

Der Autor stell-t typische probleme bei der Rückabwicklung zusammen, etwa zum Mangelbegriff und zur NachedÜllung.

Beniamin Heider

Wirksame Maßnahmen des Arbeitgebers zur Verringerung von Fehlzeiten

Auch ohne an krankheitsbedingte Kündigung zu denken, haben Arbeitgeber eine Reihe von Möglichkeiten, um hohen

Krankenständen und ,,Krankfeiérn" entgegenzuwirken. Der Autor stellt verschiedene lnstrumente vor - von Maßnah-

men gegen ärztliche Atteste bis zu Lohñkürzung oder Detektiveinsatz - und erläutert ihre arbeitsrechtlichen Grenzen.
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Ed ito ria I
Wer davon ausgeht, dass die hochentwicl<elte
österreichische Gerichtsbarl<eit die Europäische
Menschenrechtsl<onvention einhätt, der irrt. Der
Verfassungsgerichtshof hat in seinem Erkennt-
nis vom 70.3.2015, G 7801201.4, G 27612074,
G 23212014, G 4212075, G 7712075, über Antrag
des Obersten Gerichtshofes die Wortfolge ,,Soch-
verstòndigen oder"in 5 126 Abs 4 dritterSatz StPO
als verfassungswidrig aufgehoben, weit sie Art 6
Abs 3 tit d zweiter Fatt EMRK widerspricht. Att das
l<lingt nach einer l<omplexen Rechtsmaterie, tat-
sächtich handelt es sich jedoch um die Einhaltung
eines fundamentalen Grundsatzes der Menschen-

rechte, nämlich des Prinzíps derWaffengleichheit im Strafuerfahren im Rahmen
des Art 6 EMRK. Die Bestimmung lautet:

,,(3) lede ongeklagte Partei hqt mindestens folgende Rechte: (...)

d) Fragen an Belastungszeugen zu stellen und stellen zu lassen und die Lodung
und Vernehmung von Entlastungszeugen unter denselben Bedingungen zu er-
wirkten, wie sie für Belostungszeugen gelten;"

ln zahlreichen Strafprozessen, in denen Sachverständige eine entscheiden-
de Ro[[e für das Urteil darstellten, weil sich sowohl die Anktage als auch das
Gericht auf die Expertise des SachverständÌgen stützten, wurden dieselben
Sachverständ igen, die vom Staatsanwa [t im Erm ittlun gsverfa h ren beauftra gt
worden waren, auch im Hauptverfahren vom Gericht neuertich bestellt, obwoht
sie als ,,Zeugen der Anl<lage" nicht mehr als unabhängige Sachverständige zu
werten waren,

ln al[ diesen Verfahren haben sich die Angel<[agten erfolglos gegen die noch-
malige Beste[[ung und Tätigkeit der Sachverständigen im Ermitttungsverfahren
mit Hinweis auf den Verstoß gegen die EMRK und die Verfassungswidrigl<eit
aus dem Grund der Befangenheit des ,,Zeugen der Anklage" zur Wehr gesetzt.
Die Gerichte begründeten die Ablehnung meist mit Hinweis auf g 126 Abs 4
dritter Satz SIPO, dass im Hauptverfahren die Befangenheit des Sachverstän-
digen nicht bloß mit der Begründung geltend gemacht werden l<önne, dass er
bereits im Ermittlungsverfahren tätig gewesen sei. Darüber hinaus wurde da-
rauf hingewiesen, dass durch die in 5 126 Abs 2c SIPO normierten Grundsät-
ze der Sparsaml<eit, Wirtschafttichkeit und Zwecl<mäßigkeit sowie durch das
Gebot der Vermeidung überlanger Verfahrensdauer fal<tisch kein Spielraum
zur Beiziehung eines anderen Sachverständigen verbleibe. Besonders hinzu-
weisen ist darauf, dass es den Gerichten selbstverständtich freistand, dennoch
einen anderen Sachverständigen für die Hauptverhandlung zu bestellen. Von
diesem Recht des Gerichts wurde in der Mehrzahl der Fälle, obwohl seit Lan-
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gem bel<annt ist, dass mit der neuerlichen Bestellung desselben Sachverständigen gegen die EMRK und somit gegen die Verfassung
verstoßen wird, nicht Gebrauch gemacht. Dies obwoht in ieder al<ademischen Diskussion, egalin wetchem Fachgebiet, das Einholen
einer Zweitmeinung oder sogar mehrerer Meinungen zu einem Sachverhalt zu einem der wesenttichsten Grundsätze zählt. Besonders
auffallend ist, dass der Ausschluss der objel<tiven Befangenheit im aufgezeigten Sinn auch dazu geführt hat, dass andere Befangen-
heitsgründe ebenfalls nicht geprüft wurden. Es wurden somit jahretang Strafverfahren geführt und Angeklagte zu zum Teilerheblichen
Freiheitsstrafen verurteilt, obwohI bel<annt war, dass diese Norm der SIPO gegen die EMRK verstößt und damit verfassungswidrig ist.
Warum die Gerichte nicht darauf geachtet haben, dass die Waffengleichheit garantiert ist, bteibt unerktärtich.

Der Verfassungsgerichtshof im Wortlaut auf Seite 33 des Erkenntnisses vom 10. 3.2075: ,,Dieses Ergebnis hot allerdÌngs nicht den
generellen Ausschluss eines Sochverstöndigen allein ous dem Grund, doss er bereits im Ermíttlungsverfahren von der Stqatsanwalt-
schaft beigezogen wurde, für die Bestellung in der Hauptverhondlung zur Folge, sondern führtvietmehr dazu, doss das Gericht ¡m
Rahmen einer Einzelfollprüfung eine otlföllige Befangenheiit anhand der Regelung des 5 47 Abs 1 Z 3 iVm 5 126 Abs 4 erster Satz StpO
(Vorliegen von Gründen, die geeignet sind, die volle lJnvoreingenommenheit und llnparteilichkeit des Sochverständigen in Zweifel zu
ziehen) zu beurteilen hot."

Warum die Staatsbürgerinnen und Staatsbürgervon 2004 bis 2015 daraufwarten müssen, dass die Menschenrechte und die Verfas-
sung in Österreich eingehalten werden, bteibt unerl<tärtich. Wie viete Staatsbürgerinnen und Staatsbürger wurden auf Basis menschen-
rechts- und verfassungswidrigerVerfahren verurteilt? Warum hat der Gesetzgeber nichtvon sich aus eine entsprechende Änderung
zeitgerecht vorgenommen? lst es daher berechtigt und gerecht, wenn der Verfassungsgerichtshof, aufbauend auf seiner ständigen
Rechtsprechung, festhält, dass ein bereits aufgehobenes oder als verfassungswidrig erkanntes Gesetz wegen entschiedenerSache
nicht neuerlich Gegenstand einer entsprechenden Aufhebung sein l<ann?

Leo Chini

212075 Aufsichtsrat al<tuell 1
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THEMA
Manfred Lindmayr: Sozialversicherungsrechtliche Meldefristen

Ein aktueller Ministerialentwurf des BMASK zu einem Meldepflicht-Anderungsgesetz sieht ab 1.'l .2O17 eine Reduzierung der
geltenden Meldeverpflichtungen für Dienstgeber vor, gleichzeitig soll eine vereinfachte Anmeldung vor Arbeitsantritt Platz greifen.
Bis dahin gelten in der Sozialversicherung jedoch noch die bestehenden Meldebestimmungen weiter. Der Beitrag gibt einen
Uberblick über die aktuellen gesetzlichen sozialversicherungsrechtlichen Meldebestimmungen.
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Tageweise Dienstverhältnisse mit Trainern in der Erwachsenenbildung

Echtes Dienstverhältnis von Pizzazustellern
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Fortsetzung eines Jusstudiums durch Profihandballer als Umschulung
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